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D Von Marcus Stewen 
er Umweltverbrauch in den Industrielän-
dern ist erheblich: 4,3 Milliarden Tonnen 

schwer ist der Stoffstrom an Material, der im Jahr 
2000 allein in Deutschland aus der Umwelt ent-
nommen wurde. Das sind circa 52 Tonnen pro 
Kopf und etwa doppelt so viel Umweltressourcen 
wie 1960. Hinzu kommen circa 45,5 Milliarden 
Tonnen Wasser, eine Zunahme der Siedlungs- und 
Verkehrsfläche um circa 120 Hektar pro Tag 
(jährlich eine mehr als 40 Prozent größere Fläche 
als die Münchens) sowie erhebliche Mengen im 
Ausland induzierter Stoffströme. In der EU sum-
mierte sich der gesamte Materialverbrauch 1998 
auf 18,7 Milliarden Tonnen ohne Fläche, Wasser 
und Luft. Insgesamt liegt der Verbrauch bei etwa 
50 Tonnen pro Kopf (1). Dagegen wächst der ma-
terielle Ressourcenverbrauch der ärmeren Länder 
der Erde noch sehr langsam. Sollten ärmere Län-
der einmal das Verbrauchsniveau der Industriena-
tionen erreichen, hätte das enorme Folgen für den 
globalen Ressourcenverbrauch und die Ökosphä-
re. Ein Stopp des absoluten Wachstums des Res-
sourcenverbrauchs ist jedoch nicht in Sicht, auch 
wenn in manchen Bereichen zeitweise eine rela-
tive Entkopplung einiger Stoffverbräuche vom 
Wirtschaftswachstum registriert werden konnte, 
die aber nicht zwangsläufig dauerhaft ist.

  ressourceneinsparung durch  
inputorientierte umweltpolitik 

Unterstützt wird der steigende Ressourcenver-
brauch auch dadurch, dass sich Umweltpolitik 
seit ihrem Bestehen primär auf die Reduktion von 
Schad- und Gefahrstoffen und damit auf Emissi-
onen, Abfälle und punktuelle Umweltprobleme 
konzentriert. Anders ausgedrückt: Umweltpolitik 
konzentriert sich auf die Outputseite der Ökono-
mie. Hinzu treten seit geraumer Zeit ökologische 
Schutzziele wie etwa der Schutz der Weltmeere 
oder der Atmosphäre.

Erste Ansätze eines politischen Paradigmen-
wechsel zeigten sich durch Einführung des 
Kreislaufwirtschaftsgesetzes und der verstärkten 
Forcierung von Energiesparmaßnahmen. Keiner 
dieser Ansätze aber konnte das absolute Wachs-
tum der Stoffströme bislang entscheidend brem-
sen.
Inputorientierte Umweltpolitik zielt auf die auf 
die absolute Reduktion der Stoffströme auf der 
Inputseite, das heißt auf die Reduktion des ge-
samten Ressourcen-, Material- und Flächenver-
brauchs ab (2). Im Vordergrund steht dabei 
das Bestreben, gesellschaftliche Suchprozesse 
in Richtung einer Erhöhung der gesamtwirt-
schaftlichen Ressourcenproduktivität zu lenken. 
Zu den Inputs zählen dabei alle Ressourcen, die 
während des gesamten Lebenszyklus eines Pro-
duktes benötigt werden, wie abiotische (zum 
Beispiel mineralische Rohstoffe, fossile Ener-
gieträger) und biotische Materialien (Biomas-
se), Böden und Flächen (verbraucht durch 
Erosion, Versiegelung, Zerschneidung), Kuppel - 
entnahmen und verlagerte Massen (etwa nicht 
verwertete Rohförderung, Bodenaushübe), 
Wasser und Luft.

 Vorteile einer Inputorientierung
Die aktuelle wissenschaftliche Diskussion zur In-
putorientierung, im Englischen: Industrial Ecolo-
gy, währt nun knapp eine Dekade und hat ihre 
Ursprünge Ende in der Debatte um den Industri-
ellen Metabolismus Ender der 60er/70er Jahre. 
Die ökologischen und ökonomischen Vorteile 
einer solchen Strategie werden dabei unter ande-
rem wie folgt begründet (3):
● Eine inputorientierte Umweltpolitik setzt statt 
an den Symptomen an den Ursachen der ökolo-
gischen Probleme an – an den Inputs und damit 
am Ressourcenverbrauch. Jeder menschliche 
Eingriff in Ökosysteme, jeder Abbau natürlicher 
Ressourcen führt zu unter Umständen irrever-

siblen Veränderungen in der Natur. Jede Redukti-
on von Inputs reduziert Umwelteingriffe und 
damit mögliche externe Effekte.
● Eine inputorientierte Umweltpolitik ist effek-
tiver als die konventionelle Umweltpolitik. Wäh-
rend die Anzahl der Stoffe auf der Inputseite be-
kannt und dadurch relativ einfach zu kontrollieren 
sind, kommt es auf der Outputseite zu räumlichen 
Schadstoffzerstreuungen, was die Kontrolle zum 
Teil unmöglich macht. 
● Eine Orientierung am Ressourceninput bietet 
Möglichkeiten, umweltpolitische Aktivitäten zu 
bündeln, Umweltpolitik zu rationalisieren und zu 
verstetigen.

  kontroverse diskussion in politik 
und wissenschaft

Diese Ziele werden in Wissenschaft und Politik 
allerdings sehr kontrovers diskutiert. Einerseits 
artikulieren sich Forderungen nach Senkung der 
Stoffströme auf internationaler und nationaler 
Ebene (4). So visiert die Nachhaltigkeitsstrategie 
der deutschen Bundesregierung etwa eine Steige-
rung der Energie- und Rohstoffproduktivität um 
den Faktor 2 bis 2020 an. Gleichzeitig wird von 
ökonomischer Seite eine Zielverfolgung „um 
jeden Preis“ und eine damit verbundene „Ent-
machtung der Ökonomie“ ,ja sogar eine ökolo-
gische „Zuteilungsgesellschaft“ befürchtet. Zu 
beachten ist allerdings, dass sich diese, teilweise 
fundamentale Kritik in der Regel an einzelnen 
Positionen entzündet, die irrtümlicherweise auf 
die gesamte Idee der Inputorientierung übertra-
gen werden. Um aber das eigentliche innovative 
Potenzial einer Inputorientierung zu erkennen, ist 
es von entscheidender Bedeutung, sich mit den 
von naturwissenschaftlicher Seite formulierten 
Forderungen nach einer Inputorientierung gera-
de auch aus wirtschaftspolitischer Perspektive 
zu befassen.

  stabilitäts- und verteilungs-
politische neutralität

So gilt es zu fragen, inwieweit negative Effekte auf 
stabilitätspolitische Zielsetzungen vermieden wer-
den können, insbesondere negative Beschäfti-
gungs-, Wachstums- und Preisniveaueffekte. 
Grundlegend lassen sich zwei Positionen unter-
scheiden. Den Vertretern der Kostenschockthese 
zufolge werden die negativen Auswirkungen zu-
sätzlicher Kostenbelastungen überwiegen. Die 
Anhänger der Porterschen Innovationsthese ver-
weisen dagegen auf die positiven Effekte des In-
novationsdrucks. Durch einen weitreichenden 
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ökologischen Strukturwandel erhoffen sich die 
Befürworter der Innovationsthese insgesamt po-
sitive Beschäftigungseffekte sowie vernachlässig-
bare Auswirkungen auf den Preismechanismus. 
Die positiven Beschäftigungseffekte kommen bei 
Überwiegen der Effekte der Substitution von Res-
sourceninput durch Arbeit und die positiven 
Wachstumseffekte durch Lern- und Innovations-
effekte zu Stande (vg. die Argumentation der 
neuen Wachstumstheorie). Allerdings sind für das 
Gelingen eines solchen Strukturwandels eine 
konsequente Wettbewerbspolitik, flexibel-dyna-
mische Märkte, der Abbau von Regulierungen 
und die Öffnung aller Märkte notwendig, um An-
reize für die Vielzahl erforderlicher Innovationen 
zu ermöglichen und Friktionen, die einem rei-
bungslosen Strukturwandel im Wege stehen, wei-
testgehend abzubauen. 
Ähnliches gilt für die verteilungspolitischen Effekte. 
Die vermutlich regressiven Effekte allgemeiner 
Ressourcenpreiserhöhungen können nur in Kauf 
genommen werden, wenn im Gegenzug die wirt-
schaftliche Dynamik zu positiven Beschäftigungs- 
und Wachstumseffekten führt, die auch unteren 
Einkommensschichten zugute kommen. Die Ver-
mutung der Regressivität gilt jedoch nicht für alle 
Ressourceninputkategorien. So kann bei einer 
Preiserhöhung bei der Flächennutzung eine pro-
gressive Belastung vermutet werden. Bei einem 
Instrumenteneinsatz mit erheblichen Verteilungsef-
fekten müsste über eine Kompensierung dieser 
Effekte nachgedacht werden, da sonst die Umset-
zung der gesamten Strategie gefährdet wäre. Aller-
dings sind auch die diskutierten kompensierenden 
Maßnahmen nicht unproblematisch (5). Die theo-
retisch notwendigen, funktionsfähigen Märkte sind 
in der Praxis allerdings nur unzureichend vorhan-
den. Zudem müssen international negative Vertei-
lungseffekte für ärmere Länder, von denen erheb-
liche politische Widerstände zu erwarten sind, 
berücksichtigt werden.

  resümee: ordnungskonforme 
strategie überhaupt möglich?

Folgende Anforderungen an eine inputorientierte 
Strategie ergeben sich aus einer wirtschaftspoli-
tischen Analyse:
● Inputorientierte Zielsetzungen sind nur – lang-
fristig kalkulierbar und demokratisch abgesichert 
– als Poppersche Strategie der Stückwerkreform 
umzusetzen. Der konkrete Instrumenteneinsatz 
müsste revidierbar gestaltet werden, so dass auf 
etwaige makroökonomische Fehlentwicklungen 
reagiert werden könnte. 

● Dabei sind Friktionen eines ökologischen 
Strukturwandels nur bei hinreichender Flexibili-
tät und Offenheit aller Märkte zu bewältigen. Ver-
festigte Marktstrukturen stehen einer notwen-
digen, auf einer Vielzahl von Innovationen 
basierenden Dynamik entgegen.
● Mittelfristig am ehesten umsetzbar wäre es, mit 
dem größten Problembereich mit der höchsten 
Akzeptanz zu beginnen. Die Zielgrößen müssten 
jedoch sehr allgemein gehalten werden, um eine 
ordnungspolitisch nicht gewünschte Feinsteue-
rung der Wirtschaftsstruktur zu vermeiden. Selek-
tive Branchen- oder Produktziele sollten zum 
Beispiel ausgeschlossen sein. Aus diesen Überle-
gungen heraus erscheint es am geeignetsten, mit 
Reduktionszielen beim Energieinput beziehungs-
weise beim Flächen- und Grundwasserverbrauch 
zu beginnen, da eine Reduktion dieser Inputs 
eine breite Wirkung auf die gesamten Stoffströme 
entfalten würde. 
● Marktwirtschaftliche Instrumente sind vorzu-
ziehen. Eine administrative Verteilung der Stoff-
nutzungsrechte ist zu vermeiden und den Märkten 
zu überlassen. Die Zielgrößen sind dabei langfri-
stig festzulegen, so dass Erwartungen stabilisiert 
werden und Innovatoren eine feste Planungs-
grundlage haben (Vorrang der Ordnungs- vor der 
Prozesspolitik).
● Eine alleinige Konzentration auf das Volumen 
der Stoffströme abstrahiert von lokalen Umwelt-
problemen und unterschiedlichen Toxizitäten. 
Insofern können die Ansätze einer Demateriali-
sierung immer nur im Zusammenhang mit ande-
ren Konzepten diskutiert werden. Zielführend 
kann nur ein dualer Ansatz sein , der pro-
blemspezifische und qualitative mit volumenori-
entierten Zielsetzungen und Indikatoren verbin-
det (6).

  umsetzbarkeit im politischen 
prozess?

Allerdings bedürfen inputorientierte Zielset-
zungen
● der allgemeinen politischen Akzeptanz, die ins-
besondere durch die normativen Vorausset-
zungen (Akzeptanz des Vorsichtsprinzips) 
schwierig ist.
● erheblicher Informations- und Motivations-
maßnahmen, um kognitive, soziologische und 
psychologische Barrieren zu überwinden.
● der politischen Akzeptanz für eine weitrei-
chende Flexibilisierung und Deregulierung der 
Märkte als Vorbedingung eines reibungslosen 
Strukturwandels.

Andererseits stellen Entscheidungen über inputo-
rientierte Zielsetzungen ordnungspolitische 
Grundkonsensentscheidungen dar, die zumeist 
unter einem Rawlsschen „Schleier des Nichtwis-
sens“ getroffen werden müssen. Dies erhöht wie-
derum ihre Chance, allgemein akzeptiert zu wer-
den. Existieren tatsächlich gesamtgesellschaftliche 
Präferenzen für diese Zielsetzungen, werden in 
Direktdemokratien größere Chancen für eine Ei-
nigung auf grundlegende Zielsetzungen vermutet, 
während in repräsentativ-parlamentarischen De-
mokratien die Gefahr einer Deformierung der 
Zielsetzungen durch verteilungspolitische Kon-
flikte zu befürchten ist (7). Darüber hinaus 
müsste diskutiert werden, ob eine konkrete Um-
setzung inputorientierter Strategien nicht in unab-
hängigen Institutionen erfolgen sollte.
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